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Einleitung

Nach dem Fall der Berliner Mauer am 9. November 1990 fand die Gründung des Bundeslandes Sachsen-Anhalt statt. Im Gegensatz zu Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Thüringen entschied sich Sachsen-Anhalt für eine vierjährige Legislaturperiode. Die bisherigen vier Landtagswahlen zeugen vom Erfolg der nicht traditionellen Parteien
. Unter traditionellen Parteien versteht man die Christdemokraten, Sozialdemokraten und Liberalen. 

Die Wahlergebnisse der nicht traditionellen Parteien bei Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt belaufen sich durchschnittlich auf 29,2%. Der größte Teil geht auf das Konto der PDS, die durchschnittlich 18% der Stimmen bekommt und zusammen mit CDU und SPD bisher kontinuierlich im Landtag vertreten war
. 

Daneben gibt es eine hohe Diskontinuität in der Wählergunst. Die Fraktionsstärken der im Landtag vertretenen Parteien veränderten sich stark von Wahl zu Wahl. Bei jeder Landtagswahl ziehen andere Parteien in den Landtag ein, während andere Parteien zu Fall kommen aufgrund der 5%-Hürde. 

Mit dieser Hausarbeit möchte ich den Erfolg der nicht traditionellen Parteien in Sachsen-Anhalt erklären. Wie reagieren die traditionellen Parteien auf den Erfolg der kleinen Parteien und welche Folgen hat dies für die Landesregierungen? Weil die Liberalen auch eher eine kleine Partei sind in Deutschland werde ich auch die FDP kurz besprechen.

Wegen der geringeren Parteibindung zeigen die Landtagsergebnisse der traditionellen Parteien einen Jo-Jo Effekt. Durch die kurzfristige Neugründung des Landes hat bis jetzt weder die SPD noch die CDU die Chance bekommen sich als Landespartei zu entwickeln. Meine These wäre, dass aus diesen Gründen die nicht traditionellen Parteien mehr Chancen bekommen. Hierdurch entsteht eine politisch instabile Situation, in der nicht traditionelle Parteien viel Macht bekommen können und die großen Parteien abhängig werden von den kleinen Parteien. Könnte es sein, dass die kleinen Parteien oder die PDS die Politik von Sachsen-Anhalt mehr beeinflussen als die SPD oder die CDU?   

Zum Schluss werde ich kurz einen Blick auf die Landtagswahlprognosen für 2006 werfen. Wird die schwarz-gelbe Koalition bestehen oder bekommt die SPD die Chance, eine echte Mehrheit zu bilden? Können die Grünen wieder ins Parlament einziehen? Und bestätigt die PDS, jetzt zusammen mit der Linken, ihren Status als Vertreter der ostdeutschen Belange?  

1. Wahl- und Parteiverhalten in Sachsen-Anhalt

1.1 Statistischer Überblick der letzten vier Landtagswahlen

Bei der ersten Landtagswahl 1990 zog die CDU mit 39% der Stimmen in den Landtag ein. Mögliche Gründe für den erfolgreichen Start der CDU in diesem ostdeutschen Bundesland sind zum einen der so genannte „Partei der Einheit-Bonus“ und zum anderen die große Verwurzelung der Mitglieder in den christlichen Kirchen. In Sachsen-Anhalt wurde die CDU die stärkste Partei unter den Arbeitern und einfachen Angestellten. Auch die Unzufriedenheit mit dem alten Regime erklärt den Wahlsieg
. 

Auch bei der nächsten Landtagswahl 1994 bestätigte die CDU ihren Erfolg mit 34% der Stimmen, obwohl die „Vereinigungskrise“ im Hintergrund stand. 1998 verlor die CDU mit nur 22% der Stimmen erstmals ihre dominante Position in der Arbeiterschaft an die SPD. Trotzdem behielt die Partei einen starken Kern von Kirchenmitgliedern. Die Kirchen in Sachsen-Anhalt haben weniger Mitglieder als in Westdeutschland, da sie lange Zeit vom Staat unterdrückt wurde. Dadurch besitzen sie eine große Milieubindung und sind die treuesten Anhänger der CDU. 2002 schließlich wurde die CDU wieder die stärkste Partei im Landtag
.     

Die SPD fand am Anfang Probleme mit seiner traditionellen Wählerschaft (z.B. den Arbeitern) vor. 1990 zog die SPD mit 26% der Stimmen im Landtag ein. Nach vier Jahren der Opposition wurde die SPD so groß wie die CDU bei der Landtagswahl 1994. Die SPD wies den Vorschlag der CDU, eine große Koalition zu bilden, zurück. Stattdessen bildete die SPD eine Minderheitskoalition mit den Grünen mit der Hilfe der PDS
. Das war keine Überraschung. Die SPD hatte ihren Wahlsieg vor allem ihrem linken Kurs zu verdanken. Damit wollte die SPD die Arbeiter und PDS-Wähler für sich gewinnen. Der Einfluss der Konkurrenz brachte die SPD und die PDS inhaltlich näher zusammen. Die SPD gewann auch die nächste Landtagswahl und obwohl die Grünen an der 5%-Hürde scheiterten, wollte die SPD das Magdeburger Modell fortsetzen
.  Die Minderheitsregierungen waren ziemlich stabil, in dem Sinne, dass sie zwei Legislaturperioden ohne ungeplante Neuwahlen überstanden. Jedoch lässt sich über die Handlungsfähigkeit dieser Koalitionen streiten. 

„Beobachter halten dem entgegen, dass das Magdeburger Modell nicht zu einer Parlamentarisierung der Politik, sondern zu einer Informalisierung geführt hätte. Die Arbeit finde nicht im Parlament und auch nicht unbedingt im Kabinett, sondern in den informalen Abstimmungsgremien mit dem Tolerierungspartner statt.“
  

Die Folge der Informalisierung waren viele „non-decisions“. Niklas Luhmann findet keinen Grund behaupten zu können, dass die Minderheitsregierungen nicht handlungsfähig waren
. „Luhmanns zentrales Argument ist, dass auch „non-decisions“ politische Entscheidungen sind, nur eben Entscheidungen, mit denen entschieden wird, nichts zu entscheiden.
“ 

Die Wähler in Sachsen-Anhalt hingegen nahmen die Situation anders wahr. Die Bevölkerung fand, dass die Landesregierung für die schlechte wirtschaftliche Situation verantwortlich war. In Umfragen zeigte sich, dass man kein Vertrauen mehr in Ministerpräsident Höppner hatte, diese Lage zu verändern. Bei der letzten Landtagswahl 2002 bekamen die CDU und FDP eine Mehrheit und katapultierten die SPD in die Opposition
. 

1.2 Wahlverhalten beim Bundestagwahlen in Sachsen-Anhalt

Während die Wahlergebnisse der nicht traditionellen Parteien sich bei Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt durchschnittlich auf 29,2% belaufen, sind es bei Bundestagwahlen nur 27,3%. Wenn man nur die ersten vier Bundestagswahlen mitrechnet (weil auch in der Berechnung der Landtagswahlen nur vier Wahlen mitgerechnet wurden) dann beläuft sich der Anteil der nicht traditionelles Parteien auf nur 25,5%
.

Die Wähler wissen, dass auf Bundesebene kleine und extreme Parteien kaum Chancen haben ins Parlament zu ziehen und somit Macht zu erlangen. Das erklärt auch teilweise, warum die DVU bei der Landtagswahl im April 1998 12,9% der Stimmen bekam und nur drei Monate später nur 2,9% bei der Bundestagswahl
. Diese Feststellung gilt jedoch nicht für die PDS. Sie bekommt selbst 1990 schon 19,7% bei der Bundestagswahl, obwohl sie 1990 bei der Landtagswahl nur 12,0% bekam
.

Zudem liegt die Wahlbeteiligung bei Bundestagwahlen in Sachsen-Anhalt durchschnittlich 10,1% tiefer als bei Landtagswahlen
. Daraus folgere ich, dass die Wähler kleinerer und extremerer Parteien bei der Bundestagswahl drei Möglichkeiten haben. Entweder sie bleiben am Wahltag zu Hause oder sie stimmen für die PDS weil sie wohl als einzige extreme Partei eine Chance auf Bundesebene hat. Oder sie wählen eben doch eine der traditionellen Parteien. Die letzte Alternative würde ich für sehr unwahrscheinlich halten, habe für eine Bestätigung aber leider keine wissenschaftlichen Belege gefunden. 

Es ist offensichtlich, dass die nichttraditionellen Parteien auf Bundesebene keine besondere Rolle spielen. Selbst die Rolle der PDS war bis auf die Bundestagwahlen 2005 eher marginal. Für meine These wird also nur die Landesebene interessant sein. Darum werde ich ausschließlich die Leistungen der nichttraditionellen Parteien auf Landesebene erläutern. 

2. Die PDS: der Phönix der Vergangenheit

2.1 Von der SED zur PDS

Als sich die Wiedervereinigung näherte, versuchte die SED-PDS, sich an die Institutionen staatlicher Macht zu klammern. Zwischen Dezember 1989 und Februar 1990 schritt der organisatorische Zerfall der Partei rasch voran und die SED-PDS wurde in immer stärkerem Maße mit der Ablehnung in der DDR-Bevölkerung konfrontiert. Die Unsicherheit der Partei, ob sie überhaupt noch eine Rolle spielen würde im vereinten Deutschland, war groß
. 

„Innerhalb der SPD-SED fühlten sich weiterhin viele Anhänger als Kommunisten. (…) Gesellschaftwissenschaftler Lothar Hertzfeld und Fred Beuchel verurteilten die Sozialdemokratisierung der Partei und strebten die Ausformung einer neuen kommunistischen Identität an.
“     

 Bemerkenswert ist dass die Kommunistische Strömung innerhalb die SED-PDS, im Gegensatz zum anderen Strömungen innerhalb der SED-PDS, eine Auflösung der Partei auf jeden fall verhindern wollte
. 

Obwohl die Bevölkerung das alte Regime der SED ablehnte, gab es auch nur ein geringes Vertrauen der Ostdeutschen in westdeutsche politische Institutionen
. Man kann hiermit den eher geringen Erfolg der PDS bei der Landtagswahl im Oktober 1990 (12,0%) und die Steigung der PDS bis 19,7% bei der Bundestagswahl im Dezember 1990 erklären. Bei diese Wahlen spielte im Gegensatz zur Situation in den alten Bundesländern der Wettbewerb zwischen CDU und SPD eine untergeordnete Rolle
. 

„Die in Ostdeutschland entscheidende politische Auseinandersetzung des gesamten Jahres 1990 über zukünftige gesellschaftliche Entwicklung polarisierte vielmehr CDU bzw. Allianz für Deutschland und PDS. Zugespitzt: Die Bundestagswahl im Dezember 1990 war die letzte Wahl der DDR.
“ 

2.2 PDS: die extreme Partei bekommt viel Einfluss 

Obwohl die Polarisierung zwischen CDU und SPD nicht ganz exportiert wurde aus West-Deutschland (weil es dort eher eine CDU-PDS-Polarisierung gab) wurde die Aversion zwischen CDU und SPD doch übernommen in die neuen Bundesländer. Als Siegerin der Landtagswahl 1990 bildet die CDU zusammen mit der FDP die Regierung.

Als Antwort profilierte sich die SPD, angesichts der ökonomischen und gesellschaftlichen Folgeprobleme der Einheit, stärker als sozial kompetente Partei. Mit diesem    linker orientierten Kurs wachsen SPD und PDS inhaltlich mehr und mehr aufeinander zu. Die PDS bekam die strategische Chance zur Revitalisierung durch die ‚Vereinungskrise’ ab 1994
. „Die PDS mobilisiert als neue Konfliktlinie zwischen Ost und West elektoral sehr erfolgreich das Gefühl vieler Ostdeutscher als ‚Bürger zweiter Wahl’ dazustehen.
“  

2006 waren sich auf Bundesebene alle Parteien einig, dass eine Zusammenarbeit in einer Koalition mit der Linke.PDS nicht funktionieren würde. Schon 1994  gab die SPD in Sachsen-Anhalt den Grünen den Vorzug vor einer Minderheitsregierung mit Unterstützung der PDS. Der Koalitionsvertrag wurde zwischen den Grünen und der SPD abgeschlossen, aber schon während der Verhandlungen wurde die PDS auf dem Laufenden gehalten  vom Fraktionsvorsitzenden der Grünen
. Dass der Einfluss der PDS nicht zu unterschätzen ist, kann man ableiten aus diesem Zitat der PDS-Vorsitzenden Hein:

„Grundlage der Tolerierungspolitik der zweiten Legislaturperiode war der Koalitionsvertrag zwischen SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Dieser Vertrag enthielt eine Reihe Vorhaben, die die PDS sehr gut unterstützen konnte.
“ 

      Momentan, wo viele Politiker die PDS noch auf die gleiche moralische Ebene setzen wie die DVU und die Republikaner, und Edmond Stoiber (CSU) die Nachfolger der SED vergleicht mit den Nachfolgern der NSDAP, hat diese gleiche Partei schon einen sehr großen Einfluss auf die Politik in Sachsen-Anhalt
.  

Wie unter 1. erläutert, führte das Magdeburger Modell zu ein Informalisierung der Politik. Die Beschlüsse wurden nicht am Kabinettstisch oder im Parlament, sondern in den informellen Abstimmungsgremien mit dem Tolerierungspartner PDS vorgenommen. Obwohl, wie schon gesagt, dies manchmal eine ‚non-decision’ bewerkstelligte, konnte die PDS schon mehr erreichen als die Oppositionspartei CDU
.

Dass die wirtschaftliche Situation vier Jahren später schlimmer geworden ist, muss nicht a priori ein Nachteil für die PDS sein. Sie lebt nämlich durch die Ost-West-Gegenüberstellung und die schlechte Situation der Arbeiter. Wenn sie in Wirklichkeit nicht viel erreicht haben, können sie immer darauf hinweisen, dass die PDS kein echtes Mitglied der Regierung war oder dass die Bundesregierung schuld hat an der wirtschaftlichen Rückständigkeit von Ostdeutschland. 

1998 war der Landtagswahlkampf von der schlechten wirtschaftlichen Lage im Land geprägt. Viele Leute in Sachsen-Anhalt waren arbeitslos und unzufrieden. 

„Zwar wurde hierfür auch die regierende SPD verantwortlich gemacht, doch stärker noch die Bundesregierung. In Umfragen vor der Wahl wurden der SPD größere Lösungskompetenzen zugetraut als der  CDU.
“        


Die SPD gewann die Wahl und CDU rutschte 12% nach unter. Die PDS konnte nicht von den Protestwählern profitieren. Sie konnte ihren Stimmenanteil von 1994 bestätigen und die so möglich noch extremere DVU zog im Landtag ein mit 12,9% der Stimmen. Der Gewinn der DVU gab der PDS selbst die Möglichkeit einmal mitzuspielen mit den Großen, denn CDU, SPD und PDS schlossen eine Koalition mit der DVU aus. Damit bekam die kleinste Partei der drei nochmals eine einflussreiche Position. Weil die Grünen und FDP über die 5%-Hürde gescheitert waren blieben nur drei Koalitionsmöglichkeiten über: eine große Koalition, eine SPD-PDS oder eine Minderheitsregierung der SPD
. 

Auf Bundesebene probierten die SPD und Kanzlerkandidat Schröder die Landes-SPD zu überzeugen, eine große Koalition zu bilden. Diese scheiterte, aber nicht an einer neuen Minderheitsregierung, sondern durch das Streben der PDS nach ‚einer Art Vertrag’. Doch sollte man auch hier den Einfluss der PDS auf die politische Agenda nicht unterschätzen. „Die PDS-Vorsitzende Hein ließ sich in den Medien mit dem Satz zitieren, dass es zwischen SPD und PDS ,keine großen Differenzen’ gäbe.
“ Daneben wurde in den Medien ganz offen darüber spekuliert, ob am Ende des Jahres das Tolerierungsmodell durch eine Koalition ersetzt werden würde
.  

Durch die Jojo-Wahlergebnisse der SPD und der CDU bekommen nicht nur die kleinen Parteien mehr Chancen an der Macht teil zunehmen. Sie bekommen auch eine entscheidende Rolle in Koalitionsbildungsphasen. In Sachsen-Anhalt geht das selbst so weit, dass eine Partei wie die PDS (auf Bundesebene als regierungsunfähig bezeichnet) nicht nur die Regierung unterstützt, sondern auch inhaltlich die SPD und selbst die CDU beeinflusst (z.B. beim Ost-West cleavage). 

3 Die Grünen: minimaler Erfolg, maximale Macht

„(…) die Kompromisse (in der Landesregierung) wurden zunächst mit dem Koalitionspartner ausgehandelt, dann erst mit der PDS. Die unbestrittene inhaltliche Nähe zur PDS brachte Bündnis 90 / Die Grünen in eine bessere Verhandlungslage zu ihrem Koalitionspartner und die PDS zu der Möglichkeit, genau diese Politikrichtung zu verstärken.
“

So beschrieb der damalige PDS-Vorsitzende Hein die Kooperation zwischen Regierungsparteien und dem Tolerierungspartner. 

Die Grünen waren bis 1990 die Partei in der BRD gewesen, die am weitesten links stand. Bisher waren auf Bundesebene nur Koalitionen mit der SPD möglich erschienen. In Sachsen-Anhalt jedoch änderte sich die Situation, weil die PDS schon das extrem linke Spektrum besetzte. Dabeientstand ein neues Problem für die Grünen: nämlich einen Platz zu finden zwischen den beiden „Giganten“ auf der linken Seite.

1990 lief alles gut. Die Grünen zogen in den Landtag mit 5,3% der Wählerstimmen ein. 1994 wurde es knapp: die Grünen holten 5,1%. Die SPD ludt die Grünen ein, eine Minderheitsregierung zu bilden
. 

Inhaltlich war dies vielleicht keine schlechte Sache für die Grünen. Wie durch den PDS-Vorsitzende Hein beschrieben konnten die Grünen eine Brücke zwischen die SPD und die PDS bilden. Damit hatten die Grünen einen im Verhältnis zu ihrem Wahlergebniss relativ großen Einfluss auf die Regierungspolitik.

Einerseits war die PDS positiv für die Grünen, weil sie durch das Magdeburger Modell inhaltlich mehr realisieren konnten als in einer traditionellen rot-grünen Regierung. Anderseits war die PDS ein Problem. Wo es in den westdeutschen Bundesländern auf der linken Seite nur eine Alternative zur SPD gab, waren es in Ostdeutschland zwei. Je größer die Konkurrenz, desto schwerer ist es, die Sperrklausel zu überwinden. Das könnte der Grund für das schlechte Abschneiden der Grünen in den ostdeutschen Ländern sein.

1998 scheiterten die Grünen mit 3,2% dann auch an der 5%-Hürde. Die direkte Veranlassung war der so genannte , Benzinpreis-Beschluss’: Das Ziel einer Erhöhung des Benzinpreises auf 5 DM hatte die Partei ausgerechnet in Magdeburg gefasst, wo der Wahlkampf von der schlechten wirtschaftlichen Lage und der Arbeitslosigkeit im Land geprägt war. Das symbolisiert recht deutlich die Entfremdung zwischen den ostdeutschen Wählern und den Grünen
.

4 Die DVU: Wake-up call für die demokratischen Parteien

In dem Moment, als die Grünen die Erhöhung des Benzinpreises vorschlugen, kam es unter den Wählern zu einem Aufschrei.

„Erschreckend für alle Beobachter war jedoch das Wahlergebnis der Deutschen Volksunion (1998), die aus dem Stand – und durchaus ohne den organisatorischen Hintergrund hierzu im eigenen Land – mit 12,9 Prozent der Stimmen und 16 Abgeordneten in den Magdeburger Landtag einzog.
“

Diese Landtagswahl wurde geprägt von der größte Wahlbeteiligung in die jüngeren Geschichte von Sachsen-Anhalt. Mit 28% bei den 18- bis 24jährigen wurde die DVU die relativ stärkste Partei bei jungen Wählern. Die Hauptursache dieser Protestwahl war eindeutig die schwierige ökonomische Situation in Sachsen-Anhalt
. 

Bis heute ist die ökonomische Lage noch immer ein enormes Problem für Ostdeutschland. Dass könnte ich persönlich erfahren wenn ich auf die Bufata-Tagen der Fachschaft in Leipzig eingeladen war. Ich habe dort nicht ein ostdeutsche Student getroffen wie keine Pläne hatte um nach seine Studium nach West-Deutschland um zu ziehen. Allen nennte die fehlenden Zukunftsaussichten im wirtschaftlichen Bereich als Grund ihrer Umzugspläne.

In Gegensatz zu den anderen nichttraditionellen Parteien schaffte es die DVU nicht, direkten Einfluss auf die politische Agenda von Sachsen-Anhalt zu nehmen. Der einzige Effekt der DVU war eine von CDU und SPD durchgeführte Änderung der parlamentarischen Spielregeln, die sicherstellen sollten, dass die DVU (und damit alle kleinen Parteien) eine möglichst kleine Plattform im Parlament geboten bekämen
. 

Die DVU selbst spaltete sich in zwei Teile und erheilt bei der Bundestagswahl drei Monaten später nur noch 3,2%. Das Gros der DVU Abgeordneten blieb auf dem Status politischer Amateure
.

„Als gut dreieinhalb Jahre später, (…) der DVU-Landesvorsitzende ankündigt, dass die DVU bei den Landtagswahlen im April diese Jahres (2002) nicht mehr antreten werde und diesen Verzicht mit personeller wie finanzieller Auszehrung begründete, wurde diese parteipolitische Konkursanmeldung allenfalls in den regionalen Medien, und auch dort ohne ersichtliche Überraschung, registriert.
“

Es war den traditionellen Parteien gelungen, die durch die Protestwahl entstandenen Folgen zu neutralisieren. Was leider nicht gelungen war: die Lösung des Arbeitslosigkeitsproblems.

5 Die FDP: ins Parlament = in die Regierung

Liberalismus ist in der Geistesgeschichte der Politikwissenschaft eine der drei großen Strömungen und istt darum Teil des „klassischen“ Parteienspektrums. Doch steht sie in der deutschen Parteienlandschaft nicht auf einer Ebene mit den Vertretern der beiden anderen Strömungen, der CDU und der SPD, sondern ist den kleinen Parteien zuzuordnen. Die FDP hat ein ähnliches Verhältnis zu CDU wie die Grünen zur SPD. 

In Sachsen-Anhalt war die FDP für die CDU i  mmer der Schlüssel zur Macht. Nur wenn die FDP die 5%-Hürde schaffte, hatte die CDU eine Mehrheit im Landtag und konnte eine Regierung bilden. 1990 holte die FDP mit 13,5% ihr bis heute bestes Ergebnis in einem ostdeutschen Bundesland. Aber die Enttäuschung über die erste Regierung verursachte einen drastischen Sturz in der Wählergunst. 1994 blieben nur 3,6% übrig, womit die CDU in der Opposition landete. Obwohl auch 1998 die CDU der SPD eine große Koalition vorschlug, dauerte es bis 2002, ehe sie wieder an die Macht kam.

„Die Wahl 2002 war allen Umfragen zufolge eine ,fristlose Kündigung des Magdeburger Modells’.
“ Weil viele Protestwähler enttäuscht waren von der jämmerlichen Vorstellung der DVU-Truppe im Landtag und nicht willens waren, abermals für eine Protestpartei zu stimmen oder überhaupt wählen zu gehen, konnte die FDP wieder mit 13,2% der Stimmen in den Landtag einziehen.

Bis heute war es immer so, dass es der FDP jedes Mal, wenn sie über die 5%-Hürde gesprungen war, auch gelang, es in die Regierung zu schaffen. Weil die SPD selbst lieber Minderheitsregierung bildete als mit der CDU zusammenzuarbeiten, war die FDP die einzige Chance in Sachsen-Anhalt, um an die Macht zu kommen. Das ist für jene eine sehr günstige Position um – vorausgesetzt, sie schafft es ins Parlament, ihre inhaltlichen Anliegen durchzusetzen.
6 Vorausblick: Die Landtagswahlen am 26. März 2006

Wie auch bei den letzten drei Landtagswahlen wird auch in diesem Jahr das wichtigste Thema die wirtschaftliche Situation von Sachsen-Anhalt sein.

„Angesichts der schlechten wirtschaftlichen Kennziffern verwundert es nicht, dass die Arbeitslosigkeit das mit Abstand drängendste politische Problem in Sachsen-Anhalt ist: 84 Prozent fordern hier von der Politik Lösungen ein.
“

Keine der politischen Konstellationen hat bisher eine befriedigende Lösung gefunden für die ökonomische Lage des Landes. Obwohl der Landestrend für Sachsen-Anhalt der CDU am ehesten zutraut, Arbeitsplätze zu sichern und neue zu schaffen, wird doch ein Abrutschen von 6 Prozent für die Regierungspartei prognostiziert
. 

Die PDS, jetzt „Die Linke“, wird voraussichtlich 27 Prozent erreichen können, womit sie in die Nähe von SPD und CDU rückt. Laut Landestrend werden nur zwei Koalitionen möglich sein: eine schwarz-rote Koalition wie auf Bundesebene oder ein rot-rotes Bündnis aus SPD und PDS. Sollte diese Prognose zutreffen, dürfte es – mit Blick auf die politische Geschichte Sachsen-Anhalts – möglicherweise zum ersten Mal eine echte Koalition aus SPD und Linke.PDS geben. Damit hätte es die PDS geschafft, innerhalb von 15 Jahren von iener kleinen und ‚extremen’ Partei zu einem normalen Koalitionspartner zu werden
. 

Für die Grünen ist mit voraussichtlich 2 Prozent kein Neueinstieg ins Parlament in Sicht, und die FDP „flirtet“ wiederum mit der 5 Prozent-Hürde.

Fazit  

In Sachsen-Anhalt zeichnet sich deutlich eine außerordentliche Beweglichkeit des Wahlvolkes ab. Beispielsweise wurden 1990 und 2002 in 48 der 49 Wahlkreise die CDU-Direktkandidaten gewählt, während dies der SPD bei der Wahl 1998 in 47 Wahlkreisen gelungen war. Die geringere Parteibindung und der „Jo-Jo Effekt“ machen die großen Parteien abhängig von den kleinen Parteien: Deren Erfolg entscheidet, ob die SPD oder die CDU die Regierung bilden darf.
 

Die „besten Karten“ hat dabei allem Anschein nach die PDS, die als einzige Partei bisher bei jeder Wahl bessere Ergebnisse als bei der letzten vorweisen konnte. Dank ihres Erfolges wird die PDS vermutlich mehr und mehr von der SPD als ein ‚normaler’ Partner angesehen werden, was ihr auf Bundesebene neue Möglichkeiten eröffnen könnte. Letzteres dürfte jedoch erst für die mittelbare Zukunft gelten. Daneben hat der Erfolg der PDS einen sehr großen inhaltlichen Einfluss auf die SPD. Mit Bezug auf die Spaltung zwischen Ost und West könnte man sogar sagen, dass die Linke.PDS auch die Landes-CDU inhaltlich beeinflusst. 

Auch den anderen kleinen Parteien wird ein mehr als durchschnittlicher Einfluss auf die Politik in Sachsen-Anhalt zuteil. Die Grünen konnten zwischen 1994 und 1998 ihr Programm als Kompromiss zwischen SPD und PDS darstellen und damit einen für kleine Parteien überproportionalen Einfluss auf die Politik von Sachsen-Anhalt ausüben. Die FDP dagegen bekommt mehr Einfluss, weil sie für die CDU der Schlüssel zur Macht sein wird. Allerdings haben nicht nur SPD und CDU, sondern auch die kleinen Parteien mit dem Jo-Jo-Effekt zu kämpfen.

Abschließend kann gesagt werden, dass die große Abwechslung und viele Überraschungen die Demokratie in Sachsen-Anhalt stimulieren. Dies bedeutet indes, dass die politische Situation wenig stabil ist und so die Machtlosigkeit der Parteien vorangetrieben wird, mit der die Parteien sich im Angesicht der wirtschaftlichen Probleme von Sachsen-Anhalt und Westdeutschland im Allgemeinen konfrontiert sehen.
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